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Aufgrund des § 8 des Hessischen
Krankenpflegehilfegesetzes vom 21. Sep-
tember 2004 (GVBl. I S. 279) wird verord-
net: 

E r s t e r  A b s c h n i t t

Ausbildung und allgemeine 
Prüfungsbestimmungen

§ 1

Gliederung der Ausbildung

(1) Die Ausbildung in der Kranken-
pflegehilfe umfasst mindestens den in der
Anlage 1 aufgeführten theoretischen und
praktischen Unterricht von 700 Stunden
und die praktische Ausbildung von 900
Stunden.

(2) Bei der Gestaltung des Unterrichts
sind die beruflichen Handlungsfelder da-
hingehend einzubeziehen, dass die Schü-
lerinnen und Schüler die erforderlichen
praktischen Fähigkeiten und Fertigkeiten
entwickeln und einüben können.

(3) Die regelmäßige und erfolgreiche
Teilnahme an den Ausbildungsveranstal-
tungen nach Abs. 1 ist durch eine Be-
scheinigung nach dem Muster der Anla-
ge 2 nachzuweisen.

§ 2

Praktische Ausbildung

(1) Während der praktischen Ausbil-
dung nach § 1 Abs. 1 sind die Kenntnisse
und Fertigkeiten zu vermitteln, die zur
Erreichung des Ausbildungsziels nach § 3
des Hessischen Krankenpflegehilfegeset-
zes erforderlich sind. Es ist Gelegenheit
zu geben, die im Unterricht erworbenen
Kenntnisse zu vertiefen und zu lernen, sie
bei der späteren beruflichen Tätigkeit an-
zuwenden.

(2) Die Praxisbegleitung der Schülerin-
nen und Schüler wird während der prak-
tischen Ausbildung durch die Lehrkräfte
der Schulen nach § 4 Abs. 5 Satz 2 des
Hessischen Krankenpflegehilfegesetzes
sichergestellt. Aufgabe der Lehrkräfte ist
es, die Schülerinnen und Schüler in den
Einrichtungen zu betreuen und die für die
Praxisanleitung zuständigen Fachkräfte
zu beraten. Dies ist auch durch regel-
mäßige persönliche Anwesenheit in den
Einrichtungen zu gewährleisten.

(3) Die Einrichtungen der praktischen
Ausbildung im Sinne von § 4 Abs. 2 Satz 2
des Hessischen Krankenpflegehilfegeset-
zes stellen die Praxisanleitung der Schü-
lerinnen und Schüler nach § 4 Abs. 5 Satz 3

des Hessischen Krankenpflegehilfegeset-
zes durch geeignete Fachkräfte sicher.
Aufgabe der Praxisanleitung ist es, die
Schülerinnen und Schüler schrittweise an
die eigenständige Wahrnehmung der be-
ruflichen Aufgaben heranzuführen und
die Verbindung mit der Schule zu ge-
währleisten. Hierzu ist ein angemessenes
Verhältnis zwischen der Zahl der Schüle-
rinnen und Schüler zu der Zahl der Pra-
xisanleiterinnen und -anleiter in dem je-
weiligen Einsatzgebiet entsprechend der
Anlage 1 Buchst. B sicherzustellen. Zur
Praxisanleitung geeignet sind Personen
mit einer Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 Nr. 1
oder 2 des Krankenpflegegesetzes vom
16. Juli 2003 (BGBl. I S. 1442), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 22. Ok-
tober 2004 (BGBl. I S. 2657), die über eine
Berufserfahrung von mindestens zwei
Jahren sowie eine berufspädagogische
Zusatzqualifikation im Umfang von min-
destens 200 Stunden verfügen. Die zu-
ständige Behörde kann in den ersten fünf
Jahren nach In-Kraft-Treten dieser Ver-
ordnung Ausnahmen vom Umfang der
berufspädagogischen Zusatzqualifikation
zulassen. Soweit die Ausbildung in Pfle-
geeinrichtungen nach § 71 des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch stattfindet, gilt
abweichend von Satz 4 § 2 Abs. 2 Satz 2
der Altenpflege-Ausbildungs- und Prü-
fungsverordnung vom 26. November 2002
(BGBl. I S. 4418).

§ 3

Staatliche Prüfung

(1) Die staatliche Prüfung für die Aus-
bildung nach § 1 Abs. 1 umfasst jeweils
einen schriftlichen, mündlichen und prak-
tischen Teil.

(2) Der Prüfling legt die Prüfung bei
der Schule ab, an der er die Ausbildung
abschließt. Die zuständige Behörde, in
deren Bereich die Prüfung oder ein Teil
der Prüfung abgelegt werden soll, kann
aus wichtigem Grund Ausnahmen zulas-
sen. Die Vorsitzende oder der Vorsitzende
der beteiligten Prüfungsausschüsse ist
vorher zu hören.

§ 4

Prüfungsausschuss

(1) Bei jeder Schule wird ein Prüfungs-
ausschuss gebildet, der mindestens aus
folgenden Mitgliedern besteht:

1. einer fachlich geeigneten Vertreterin
oder einem fachlich geeigneten Vertre-
ter der zuständigen Behörde oder einer
von der zuständigen Behörde mit der
Wahrnehmung dieser Aufgabe betrau-
ten fachlich geeigneten Person,

2. der Leiterin oder dem Leiter der
Schule,
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3. Fachprüferinnen oder Fachprüfern, die
an der Schule unterrichten, sowie

4. mindestens einer Fachprüferin oder
einem Fachprüfer, die als Praxisan-
leiterin oder Praxisanleiter nach § 2 
Abs. 3 tätig ist.

Als Fachprüferinnen oder Fachprüfer sol-
len die Lehrkräfte und die Praxisanleite-
rinnen oder Praxisanleiter bestellt wer-
den, die den Prüfling überwiegend aus-
gebildet haben.

(2) Die zuständige Behörde bestellt die
Mitglieder nach Abs. 1 sowie ihre Stell-
vertreterinnen oder Stellvertreter. Für
jedes Mitglied ist mindestens eine Stell-
vertreterin oder ein Stellvertreter zu be-
stimmen. Die Mitglieder nach Abs. 1 Nr. 3
und 4 und ihre Stellvertreterinnen oder
Stellvertreter werden auf Vorschlag der
Schulleitung bestimmt.

(3) Das Mitglied nach Abs. 1 Nr. 1 sitzt
dem Prüfungsausschuss vor. Es bestimmt
auf Vorschlag der Schulleitung die Fach-
prüferinnen oder Fachprüfer und deren
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter für
die einzelnen Bereiche der Prüfung.

(4) Die zuständige Behörde kann Sach-
verständige und Beobachterinnen oder
Beobachter zur Teilnahme an allen Prü-
fungsvorgängen entsenden.

§ 5

Zulassung zur Prüfung

(1) Die oder der Vorsitzende des Prü-
fungsausschusses entscheidet auf Antrag
des Prüflings über die Zulassung zur Prü-
fung und setzt die Prüfungstermine im
Benehmen mit der Schulleitung fest. Der
Prüfungsbeginn soll nicht früher als sechs
Wochen vor dem Ende der Ausbildung
liegen.

(2) Für die Zulassung zur Prüfung sind
folgende Nachweise vorzulegen:

1. die Geburtsurkunde oder ein Auszug
aus dem Familienbuch der Eltern und
alle Urkunden, die eine spätere Na-
mensänderung bescheinigen,

2. die Bescheinigung nach § 1 Abs. 3
über die Teilnahme an den Ausbil-
dungsveranstaltungen.

(3) Auf Antrag kann von der zuständi-
gen Behörde zur Prüfung auch zugelas-
sen werden, wer eine gleichwertige Aus-
bildung nachweist und die in Abs. 2 Nr. 1
genannte Urkunde vorlegt.

(4) Die Zulassung sowie die Prüfungs-
termine sollen dem Prüfling spätestens
zwei Wochen vor Prüfungsbeginn schrift-
lich mitgeteilt werden.

§ 6

Niederschrift

Über die Prüfung ist eine Niederschrift
zu fertigen, in der Gegenstand, Ablauf
und Ergebnisse der Prüfung und etwa
vorkommende Unregelmäßigkeiten fest-
zustellen sind.

§ 7

Benotung

Die Leistungen in der schriftlichen,
mündlichen und der praktischen Prüfung
werden wie folgt benotet:

„sehr gut“ (1), wenn die Leistung den An-
forderungen in besonderem Maße ent-
spricht,

„gut“ (2), wenn die Leistung den Anfor-
derungen voll entspricht,

„befriedigend“ (3), wenn die Leistung im
Allgemeinen den Anforderungen ent-
spricht,

„ausreichend“ (4), wenn die Leistung
zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen
den Anforderungen noch entspricht,

„mangelhaft“ (5), wenn die Leistung den
Anforderungen nicht entspricht, jedoch
erkennen lässt, dass die notwendigen
Grundkenntnisse vorhanden sind und die
Mängel in absehbarer Zeit behoben wer-
den können,

„ungenügend“ (6), wenn die Leistung
den Anforderungen nicht entspricht und
selbst die Grundkenntnisse so lückenhaft
sind, dass die Mängel in absehbarer Zeit
nicht behoben werden können.

§ 8

Bestehen und Wiederholung 
der Prüfung

(1) Die Prüfung ist bestanden, wenn je-
der der nach § 3 Abs. 1 vorgeschriebenen
Prüfungsteile bestanden ist. Die Prü-
fungsteile sind bestanden, wenn jeweils
mindestens die Prüfungsnote „ausrei-
chend“ erreicht wurde.

(2) Über das Bestehen der staatlichen
Prüfung wird ein Zeugnis nach dem 
Muster der Anlage 3 erteilt. Über das
Nichtbestehen erhält der Prüfling von der
oder dem Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses eine schriftliche Mitteilung, in
der die Prüfungsnoten anzugeben sind.

(3) Jeder Teil der staatlichen Prüfung
nach § 3 Abs. 1 kann einmal wiederholt
werden, wenn der Prüfling die Note
„mangelhaft“ oder „ungenügend“ erhal-
ten hat. Im mündlichen Teil der Prüfung
erstreckt sich die Wiederholungsprüfung
nur auf den Themenbereich, in dem der
Prüfling keine mindestens ausreichende
Benotung erhalten hat. Der zweite The-
menbereich, mit bereits nachgewiesenen
mindestens ausreichenden Leistungen
wird nicht erneut geprüft.

(4) Hat der Prüfling den praktischen
Teil der Prüfung oder alle Teile der Prü-
fung zu wiederholen, so darf er zur Wie-
derholungsprüfung nur zugelassen wer-
den, wenn er an einer weiteren Ausbil-
dung teilgenommen hat, deren Dauer und
Inhalt von der oder dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses bestimmt werden.
Die weitere Ausbildung darf einschließ-
lich der für die Prüfung erforderlichen
Zeit die in § 14 Abs. 2 des Hessischen
Krankenpflegehilfegesetzes festgelegte
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Anlage 3



Dauer von vier Monaten nicht überschrei-
ten. Ein Nachweis über die weitere Aus-
bildung ist dem Antrag auf Zulassung zur
Wiederholungsprüfung beizufügen. Die
Wiederholungsprüfung muss spätestens
vier Monate nach der letzten Prüfung ab-
geschlossen sein; Ausnahmen kann die
zuständige Behörde in begründeten Fäl-
len zulassen.

§ 9

Rücktritt von der Prüfung

(1) Tritt ein Prüfling nach seiner Zulas-
sung von der Prüfung oder einem Teil der
Prüfung zurück, so hat er den Grund für
seinen Rücktritt unverzüglich der oder
dem Vorsitzenden des Prüfungsausschus-
ses mitzuteilen. Genehmigt die oder der
Vorsitzende den Rücktritt, so gilt die 
Prüfung oder der entsprechende Teil 
der Prüfung als nicht unternommen. Die
Genehmigung ist nur zu erteilen, wenn
ein wichtiger Grund vorliegt. Im Falle ei-
ner Krankheit kann die Vorlage einer
ärztlichen Bescheinigung verlangt wer-
den.

(2) Wird die Genehmigung für den
Rücktritt nicht erteilt oder unterlässt es
der Prüfling, den Grund für seinen Rück-
tritt unverzüglich mitzuteilen, so gilt die
Prüfung oder der entsprechende Teil der
Prüfung als nicht bestanden. § 8 Abs. 3
gilt entsprechend.

§ 10

Versäumnisfolgen

(1) Versäumt ein Prüfling einen Prü-
fungstermin, gibt er eine Aufsichtsarbeit
nicht oder nicht rechtzeitig ab oder unter-
bricht er die Prüfung, so gilt die Prü-
fung als nicht bestanden, wenn nicht ein
wichtiger Grund vorliegt; § 8 Abs. 3 gilt
entsprechend. Liegt ein wichtiger Grund
vor, so gilt die Prüfung oder der betreffen-
de Teil der Prüfung als nicht unternom-
men.

(2) Die Entscheidung darüber, ob ein
wichtiger Grund vorliegt, trifft die 
oder der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses. § 9 Abs. 1 Satz 1 und 4 gilt ent-
sprechend.

§ 11

Ordnungsverstöße und 
Täuschungsversuche

Die oder der Vorsitzende des Prü-
fungsausschusses kann bei Prüflingen,
die die ordnungsgemäße Durchführung
der Prüfung in erheblichem Maße gestört
oder sich eines Täuschungsversuchs
schuldig gemacht haben, den betreffen-
den Teil der Prüfung für nicht bestanden
erklären; § 8 Abs. 3 gilt entsprechend. Die
Entscheidung kann im Falle der Störung
der Prüfung nur bis zum Abschluss der
gesamten Prüfung, im Falle eines Täu-
schungsversuchs nur innerhalb eines Jah-
res nach Abschluss der Prüfung getroffen
werden.

§ 12

Prüfungsunterlagen

Auf Antrag ist den Prüfungsteilnehme-
rinnen und Prüfungsteilnehmern nach
Abschluss der Prüfung Einsicht in ihre
oder seine Prüfungsunterlagen zu ge-
währen. Schriftliche Aufsichtsarbeiten
sind drei, Anträge auf Zulassung zur Prü-
fung und Prüfungsniederschriften zehn
Jahre aufzubewahren.

Z w e i t e r  A b s c h n i tt

Prüfungsbestimmungen für die 
Ausbildung in der Krankenpflegehilfe

§ 13

Schriftlicher Teil der Prüfung

(1) Im schriftlichen Teil der Prüfung ist
eine Aufsichtsarbeit anzufertigen mit Auf-
gaben aus den Themenbereichen 1 „Pfle-
gefachlicher und pflegepraktischer Lern-
bereich“ und 4 „Rechtliche und institutio-
nelle Rahmenbedingungen der pflege-
rischen Arbeit“ nach Anlage 1 Buchst. A.
Die Aufsichtsarbeit dauert 120 Minuten.

(2) Die Aufgaben für die Aufsichtsar-
beit werden von der oder dem Vorsitzen-
den des Prüfungsausschusses – unter
Berücksichtigung der Vorschläge der
Krankenpflegehilfeschulen – bestimmt.
Die Aufsichtsarbeit wird von zwei Fach-
prüferinnen oder Fachprüfern des Prü-
fungsausschusses unabhängig voneinan-
der benotet. Bei unterschiedlicher Beno-
tung entscheidet die oder der Vorsitzende
des Prüfungsausschusses im Benehmen
mit den Fachprüferinnen oder Fach-
prüfern über die Note des schriftlichen
Prüfungsteils.

§ 14

Mündlicher Teil der Prüfung

(1) Der mündliche Teil der Prüfung er-
streckt sich auf folgende Themenbereiche
der Anlage 1 Buchst. A:

1. Gesundheit und Krankheit als Prozess
(Themenbereich 2),

2. Krankenpflegehilfe als Beruf (Themen-
bereich 3).

Die Prüflinge werden einzeln oder in
Gruppen geprüft. In jedem Themenbe-
reich soll der Prüfling nicht länger als 
15 Minuten geprüft werden.

(2) Jeder Themenbereich wird von
mindestens zwei Fachprüferinnen oder
Fachprüfern des Prüfungsausschusses ge-
prüft und unabhängig voneinander beno-
tet. Die oder der Vorsitzende des Prü-
fungsausschusses ist berechtigt, sich in
den Themenbereichen an der Prüfung zu
beteiligen und selbst zu prüfen. Aus den
Noten der Fachprüferinnen oder Fachprü-
fer bildet die oder der Vorsitzende des
Prüfungsausschusses im Benehmen mit
den Fachprüferinnen oder Fachprüfern
die Prüfungsnote für den mündlichen Teil
der Prüfung.

402 Nr. 20 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 9. Dezember 2004



Nr. 20 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 9. Dezember 2004 403

(3) Die oder der Vorsitzende des Prü-
fungsausschusses kann mit Zustimmung
der Prüflinge die Anwesenheit von Zuhö-
rerinnen und Zuhörern beim mündlichen
Teil der Prüfung gestatten, wenn ein be-
rechtigtes Interesse dargelegt wird.

§ 15

Praktischer Teil der Prüfung

(1) Der praktische Teil der Prüfung er-
streckt sich auf die grundpflegerische
Versorgung von höchstens zwei Patientin-
nen oder Patienten. Der Prüfling über-
nimmt im Stationsablauf die grundpflege-
rische Versorgung der Patientinnen oder
Patienten gemäß der prozessorientierten
Pflegeplanung. Dabei hat er nachzuwei-
sen, dass er in der Lage ist, die während
der Ausbildung erworbenen Kompeten-
zen in der beruflichen Praxis anzuwen-
den. Der Prüfling hat in einem Prüfungs-
gespräch sein Pflegehandeln zu erläutern,
zu begründen und im Hinblick auf die
konkrete Prüfungssituation zu reflektie-
ren.

(2) Die Auswahl der Patientinnen oder
Patienten erfolgt durch die Fachprüferin-
nen oder Fachprüfer im Einvernehmen
mit den Patientinnen oder den Patienten,
der für die Patientinnen oder Patienten
verantwortlichen Ärztin oder dem verant-
wortlichen Arzt und der am Prüfungstag
für die Patientinnen oder Patienten zu-
ständigen Pflegekräfte. Der praktische
Teil der Prüfung soll für den Prüfling in
der Regel in zwei Stunden abgeschlossen
sein.

(3) Kann der praktische Teil der Prü-
fung im Einzelfall wegen zwingender
Umstände nicht oder nur teilweise ent-
sprechend der Abs. 1 und 2 im Stations-
ablauf erfolgen, so ist er insoweit aus-
nahmsweise im Rahmen eines simulierten
Stationsablaufs durchzuführen.

(4) Der praktische Teil der Prüfung
wird von zwei Fachprüferinnen oder
Fachprüfern nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 und 4
abgenommen und unabhängig voneinan-
der benotet. Aus den Noten der Fachprü-
ferinnen oder Fachprüfern bildet die oder

der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
im Benehmen mit den Fachprüferinnen
oder Fachprüfern die Prüfungsnote für
den praktischen Teil der Prüfung.

D r i t t e r  A b s c h n i t t

Erlaubniserteilung

§ 16

Erlaubnisurkunde

Liegen die Voraussetzungen nach § 2
des Hessischen Krankenpflegehilfegeset-
zes für die Erteilung der Erlaubnis zur
Führung der Berufsbezeichnung nach § 1
dieses Gesetzes vor, so stellt die zuständi-
ge Behörde die Erlaubnisurkunde nach
dem Muster der Anlage 4 aus.

V i e r t e r  A b s c h n i t t

Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 17

Übergangsvorschriften

(1) Eine vor dem 1. Januar 2004 be-
gonnene Ausbildung zur Krankenpflege-
helferin oder zum Krankenpflegehelfer
wird nach den bisher geltenden Vorschrif-
ten abgeschlossen.

(2) Eine nach dem 1. Januar 2004 und
vor In-Kraft-Treten dieser Verordnung be-
gonnene Ausbildung zur Krankenpflege-
helferin oder zum Krankenpflegehelfer
muss im Lauf der Ausbildung inhaltlich
und strukturell an die Bestimmungen des
Hessischen Krankenpflegehilfegesetzes
und dieser Verordnung angepasst und
nach diesen Vorschriften abgeschlossen
werden.

§ 18

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2009 außer Kraft.

Wiesbaden, den 2. Dezember 2004

D i e  H e s s i s c h e  S o z i a l m i n i s t e r i n

L a u t e n s c h l ä g e r

Anlage 4
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Anlage 1

(zu § 1 Abs. 1)

A Theoretischer und praktischer Unterricht in der Krankenpflegehilfe

Themenbereiche:

Stundenzahl

1 Pflegefachlicher und pflegepraktischer Lernbereich 240

Konzepte und Modelle pflegerischen Handelns

Pflege als Prozess

Dokumentation in der Pflege - Dokumentationssysteme

Entwicklung und Bedeutung von Standards in der Pflege

Arbeiten im multiprofessionellen Team

Wahrnehmung und Beobachtung

Kommunikation und Gesprächsführung

Bedeutung von Information, Beratung und Anleitung in der Pflege

Lebens- und Bedarfssituation des einzelnen Menschen als Grundlage 
pflegerischen Handelns

Kultursensible Aspekte pflegerischen Handelns

Pflege und Begleitung sterbender Menschen

Prophylaxen in der Pflege

Pflegekonzepte und Pflegetechniken insbesondere zur Aktivierung, 
Mobilisierung und Beschäftigung

Assistenz bei diagnostischen und medizinisch-therapeutischen Maßnahmen

Handeln in Notfällen, Erste Hilfe

2 Gesundheit und Krankheit als Prozess 200

Definitionen von Gesundheit und Krankheit

Kulturelle Einflussfaktoren

Individuelle Bestimmung und Bedeutung von Gesundheit und Krankheit

Gesundheit und ihre Wechselbeziehungen

Gesundheitsvorsorge, Gesundheitsförderung und Gesundheitserziehung

Ernährung und Hygiene

Früherkennung von Krankheiten – Vorsorgemaßnahmen

Grundlagen der Biologie, Anatomie und Physiologie

Akute und chronische Erkrankungen und deren Ursachen

Diagnostik und medizinisch-therapeutische Behandlungsmethoden

Bedeutung von Arzneimitteln, Umgang mit Arzneimitteln und Verab-
reichung verschiedener Arzneiformen

3 Krankenpflegehilfe als Beruf 120

Entwicklung der beruflichen Pflege

Berufliches Selbstverständnis

Unterschiedliche Qualifizierungswege der Pflegekräfte und entsprechende
Rollen und Verantwortung in der beruflichen Praxis

Rolle und Bedeutung der Pflege im Veränderungsprozess des Gesundheits- 
und Sozialwesens

Interessenvertretungen der beruflich Pflegenden

Ethische Grundlagen pflegerischen Handelns

Berufstypische Konflikt- und Problemsituationen

Gesundheits- und Arbeitsschutz

Methoden und Techniken des Lernens

Möglichkeiten der Informations- und Kommunikationstechnologien

Bildungschancen für Krankenpflegehelferinnen und -helfer
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Stundenzahl

4 Rechtliche und institutionelle Rahmenbedingungen der pflegerischen 
Arbeit 100

Gesundheits- und Sozialwesen in Deutschland

Systeme der Sozialen Sicherung

Sozialrechtliche Bestimmungen zur Grund- und Behandlungspflege – 
Bedeutung für die Pflegepraxis

Vorschriften und Konzepte zur Qualitätssicherung und zum Qualitäts-
management in den verschiedenen Versorgungsbereichen

Berufsgesetze der Alten- und Krankenpflegeberufe

Vernetzung, Koordination und Kooperation

Arbeits- und tarifrechtliche Bestimmungen

Strafrechtliche, bürgerlich-rechtliche und öffentlich-rechtliche Vorschriften 
und deren Bedeutung für die Berufsausübung

Rechte und Schutz der Patientinnen und Patienten

Einführung zum Infektionsschutz und Arzneimittelrecht

Zur Verteilung auf die Themenbereich 1–4 40

Stundenzahl insgesamt: 700

B Praktische Ausbildung in der Krankenpflegehilfe

Praktische Ausbildung 900

1. Krankenpflegehilfe in der klinischen Versorgung: mindestens in je einem 
konservativen und operativen Fachbereich.

2. Krankenpflegehilfe in der ambulanten Versorgung.
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Anlage 2

(zu § 1 Abs. 3)

……………………………………………………………………………

(Bezeichnung der Schule)

Bescheinigung
über die Teilnahme an den Ausbildungsveranstaltungen

……………………………………………………………………………………………………………………

Name, Vorname

……………………………………………………………………………………………………………………

Geburtsdatum Geburtsort

hat in der Zeit vom ….......…………………………..………… bis ……………………………………….

regelmäßig und mit Erfolg an dem theoretischen und praktischen Unterricht und der 
praktischen Ausbildung für die Krankenpflegehilfe gemäß § 4 Abs. 1 des Hessischen 
Krankenpflegehilfegesetzes teilgenommen.

Die Ausbildung ist – nicht – über die nach dem Hessischen Krankenpflegehilfegesetz 
zulässigen Fehlzeiten hinaus – um ….. Stunden *) – unterbrochen worden.

…………………………………………………………………………… (Stempel)

Ort, Datum

……………………………………………………………………………

Unterschrift(en) der Schulleitung

_______

*) nichtzutreffendes streichen.
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Anlage 3

(zu § 8 Abs. 2 Satz 1)

Die/Der Vorsitzende

des Prüfungsausschusses

Zeugnis
über die staatliche Prüfung

……………………………………………………………………………………………………………………

Name, Vorname

……………………………………………………………………………………………………………………

Geburtsdatum Geburtsort

hat am ……………………………..………… die staatliche Prüfung nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
des Hessischen Krankenpflegehilfegesetzes vor dem staatlichen Prüfungsausschuss bei der 

……………………………………………………………………………………………………………………

in …………………………………………………………………………………………………. bestanden.

Sie/Er hat folgende Prüfungsnoten erhalten:

1. im schriftlichen Teil der Prüfung „……………………………………….…………………“

2. im mündlichen Teil der Prüfung „……………………………………….…………………“

3. im praktischen Teil der Prüfung „……………………………………….…………………“

……………………………………………………………..    (Siegel)

Ort, Datum

……………………………………………………………....................

(Unterschrift der/des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses) 
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Anlage 4

(zu § 16)

Urkunde
über die Erlaubnis zur Führung der Berufsbezeichnung

„………………………………………………………………………..“

……………………………………………………………………………………………………………………
Name, Vorname

…………………………………………………………………………………………………………………… 

Geburtsdatum Geburtsort

erhält auf Grund des Hessischen Krankenpflegehilfegesetzes mit Wirkung vom heutigen Ta-
ge die Erlaubnis, die Berufsbezeichnung

„………………………………………………………………………..“

zu führen.

……………………………………………………………..    (Siegel)

Ort, Datum

……………………………………………………………..

Unterschrift 


